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Allgemeinverfügung der Stadt Ingolstadt 
über die Verwendung von Schalldämpfern 

zur Jagdausübung vom 12.05.2020
Aufgrund des Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 des 
Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) erlässt die Stadt Ingolstadt folgende 
Einzelanordnung als Allgemeinverfügung:
I.  In Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG ist es 

gestattet, Schalldämpfer mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen 
für Munition mit Zentralfeuerzündung bei der Jagdausübung in allen 
Jagdrevieren einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen im Ge-
biet der Stadt Ingolstadt zu verwenden. 

II.  Ferner wird es den Jagdscheininhabern aus dem Zuständigkeitsbe-
reich der Stadt Ingolstadt in Einschränkung des Verbots des Art. 29 
Abs. 2 Nr. 7 BayJG innerhalb ganz Bayerns gestattet, bei der Jagdaus-
übung einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen Schalldämpfer 
mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentral-
feuerzündung zu verwenden.

III.  Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt ihres Wider-
rufs.

IV.  Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung 
als bekannt gegeben.

Gründe:
I.

Das jagdrechtliche Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern ist in Art. 
29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG geregelt. Von diesem Verbot können gem. Art. 29 
Abs. 3 Nr. 2 BayJG Ausnahmen zugelassen werden.
Durch den Schussknall bei der Jagdausübung können gesundheitliche Be-
einträchtigungen beim Hörvermögen ausgelöst werden. Gehörschutz am 
Ohr ist nicht für alle Jäger und Jagdarten geeignet. Außerdem wird da-
durch das Problem der Umweltbelastungen (Treiber, Hundeführer, Hunde, 
Anwohner, Erholungsverkehr etc.) nicht reduziert. Mit der Verwendung 
von Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei der Ab-
gabe eines Schusses entsteht, verringert. Der Schussknall wird hierbei 
nicht völlig, aber um 20 bis 30 Dezibel verringert. Durch diese Reduzie-
rung wird eine für den Gesundheitsschutz entscheidende Lärmschwelle 
unterschritten. Aus diesem Grund wurden bereits in der Vergangenheit 
Einzelanträge auf Ausnahmen von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG zugelassen.
Am 20.02.2020 sind die Änderungen des Dritten Waffenrechtsänderungs-
gesetzes (3. WaffRÄndG) bezogen auf den Umgang mit Schalldämpfern 
im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens in Kraft getre-
ten. Durch den neu eingefügten § 13 Abs. 9 WaffG werden Schalldämpfer 
Langwaffen gleichgestellt. Dadurch wird es Jägern ermöglicht, bei Vorlie-
gen der weiteren in § 13 WaffG genannten Voraussetzungen Schalldämp-
fer ohne (gesonderte) Erlaubnis zu erwerben, ohne Nachweis eines Be-
dürfnisses zu besitzen und ohne gesonderte Erlaubnis Schalldämpfer zur 
befugten Jagdausübung zu führen und im Rahmen der befugten Jagdaus-
übung und des Übungsschießens mit Jagdwaffen, an denen Schalldämp-
fer angebracht sind, zu schießen. Die Regelungen finden ausschließlich 
Anwendung auf für die Jagd zugelassene Langwaffen für Munition mit 
Zentralfeuerzündung. Damit entfällt das Erfordernis eines Voreintrags in 
die Waffenbesitzkarte für den Erwerb eines Schalldämpfers.
Infolge der Änderung des Waffengesetzes sind zahlreiche Anträge von Jä-
gern auf eine Ausnahme von Verbot der Jagdausübung mit Schalldämp-
fern zu erwarten. In Anbetracht des Grundrechts auf körperliche Unver-
sehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sind diese Anträge zu genehmigen. 
Um eine einheitliche Regelung zu gewährleisten sowie eine Entlastung 
der Verwaltung zu erreichen, wird die Ausnahme von dem Verbot der 
Jagdausübung mit Schalldämpfern mit der vorliegenden Allgemeinver-
fügung geregelt.

II.
1.  Die kreisfreie Stadt Ingolstadt ist gem. Art. 52 Abs. 3 BayJG, Art. 3 Abs. 

1 Nr. 1 BayVwVfG sachlich und örtlich zuständig.
2.  Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdlichen Verbotes 

nach Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG sind erfüllt (Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in 
Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG). Im Rahmen der Ausnah-
meentscheidung ist das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 
nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu berücksichtigen. Mit der Verwendung 
von Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei der 
Abgabe eines Schusses entsteht, deutlich verringert. Aus Gründen 
des Gesundheitsschutzes ist die Ausnahme im Rahmen einer verfas-
sungskonformen Anwendung der jagdrechtlichen Vorschriften daher 
zu erteilen.

3.  Die Einschränkung des Verbots gilt nach Ziff. 1 für die befugte Jagdaus-
übung einschließlich des jagdlichen Übungsschießens auf dem ge-
samten Gebiet des Landkreises/der kreisfreien Stadt . Die unter I. 
genannten Gründe des Gesundheitsschutzes machen eine Einschrän-
kung des Verbots für alle zur Jagdausübung berechtigten Personen 
unabhängig von ihrem Wohnsitz in allen Jagdrevieren gleichermaßen 
erforderlich.

4.  In Einschränkung des Verbots wird gleichzeitig nach Ziff. 2 für alle 
Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich der Stadt Ingol-
stadt eine Ausnahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG 

für die befugte Jagdausübung einschließlich des jagdlichen Übungs-
schießens innerhalb ganz Bayerns erteilt. Gehen diese Personen in 
Bayern außerhalb der Stadt Ingolstadt zur Jagd und ist in diesem Ge-
biet keine auf das Gebiet dieses(r) Landkreises/kreisfreien Stadt ent-
sprechende Allgemeinverfügung erlassen, so ist die Ausnahme von 
dem Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern aus den genann-
ten Gründen auch hier erforderlich. Insofern ersetzt Ziff. 2 den Erlass 
von Einzelgenehmigungen, die jedem einzelnen Jagdscheininhaber 
aus dem Zuständigkeitsbereich der Stadt Ingolstadt auf Antrag erteilt 
werden müsste.

5.  Die Ausnahme gilt im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungs-
schießens mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition 
mit Zentralfeuerzündung. Diese Einschränkung ist entsprechend der 
Regelung des § 13 Abs. 9 Satz 2 WaffG vorzunehmen. Das bedeutet, 
dass die Ausnahme für Schalldämpfer i. V. m. Langwaffen für Muni-
tion mit Randfeuerzündung nicht im Wege einer jagdrechtlichen All-
gemeinverfügung erteilt werden kann.

6.  Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 BayVwVfG unter Zif-
fer III. soll si-cherstellen, dass jederzeit auf veränderte Bedingungen, 
beispielsweise gesetzliche Änderungen, reagiert werden kann.

7.  Ziffer IV. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 4 S. 4 
BayVwVfG.

8.  Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des 
Kostengesetzes (KG) keine Kosten erhoben, da deren Erlass von Amts 
wegen im überwiegenden öffentlichen Interesse ergeht.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müssen 
Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Bayerstr. 30, 80335 
München, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichtes erheben. In der Klage müssen Sie den Klä-
ger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen, ferner sollen sie einen bestimmten Antrag stellen 
und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 
Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder Abschrift bei-
fügen. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beifügen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung wurde das Widerspruchsverfahren in diesem 
Rechtsbereich abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen 
Bescheid Widerspruch einzulegen.

–  Die Klageerhebung durch E-Mail ist unzulässig.
–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsge-

richt seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung hat die Klage gegen 
diesen Bescheid keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO); 
das bedeutet, dass der Bescheid auch dann befolgt werden muss, wenn 
er mit Klage angegriffen wurde. Sie können bei der Stadt Ingolstadt die 
Aussetzung der Vollziehung oder beim vorgenannten Verwaltungsge-
richt die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung beantragt wer-
den (§ 80 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 VwGO).

Verleihung der Hans-Peringer-Medaille 
an Herrn Helmut Kuntscher 

Der Stadtrat der Stadt Ingolstadt hat in seiner Sitzung am 05.12.2019 be-
schlossen, Herrn Helmut Kuntscher die Hans-Peringer-Medaille  für  po-
litisches, gesellschaftliches und soziales Engagement in der Stadt Ingol-
stadt zu verleihen. 

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt 
vom 27.05.2020 (Az.:00612-20-121)

Vorhaben/Betreff: Terrassenüberdachung

Grundstück: Ingolstadt, Erasmusstraße 2
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.:  2043/106
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Be-
scheid vom 27.05.2020). Geplant ist eine Terrassenüberdachung
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbar-
ten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass 
die o.a. genehmigten Planunterlagen beim Bauordnungsamt der Stadt 
Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den 
üblichen Geschäftsstunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage 
für diese Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München er-
hoben werden. Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a)  Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschriften lauten: 

Bayerisches Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,
b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München 

auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qua-
lifizierter Signatur an das elektronische Gerichts- und Verwaltungs-
postfach – www.egvp.de – erhoben werden. Dabei sind die der In-
ternetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu entnehmenden 
Bedingungen zu beachten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungs-
gerichtsbarkeit/rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Wenn die Klage schriftlich oder zur Nieder-
schrift erhoben wird, sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen können der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen wer-
den (www.vgh.bayern.de)

–  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Ausschreibung in Offenem Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Tiefbauamt, beabsichtigt folgende Leistung nach 
VgV im Offenen Verfahren (EU) zu vergeben:
Schneller Weg – Straßenbrücke über Augraben BW 335,  
Nr. T66-0243-2020
Einreichungstermin: 26.06.2020 um 10:45 Uhr, Ausführungsort: Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 In-
golstadt, Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte 
zur Ausschreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de

Änderung der Hausmüllabfuhr –  
Feiertagsverschiebungen

Wegen Fronleichnam verschieben sich in der zweiten Pfingstferienwoche 
(KW 24) die Leerungstage nach hinten. 

Stadtgebiet mit  Bereitstellservice Entleerungstag Datum
reguläre Donnerstagstouren Freitag 12.06.2020
reguläre Freitagstouren Samstag 13.06.2020

Ortsteile ohne 
 Bereitstellservice

Entleerungstag Datum betroffene 
Behälter

Hagau Freitag 12.06.2020 Restmülltonne
Oberhaunstadt,  
Müllerbadsiedlung

Freitag 12.06.2020 Restmülltonne

Unterhaunstadt Samstag 13.06.2020 Restmülltonne
Seehof Samstag 13.06.2020 Biomülltonne

Die Abfalltonnen müssen am Entleerungstag ab 7.00 Uhr bereit gestellt 
sein.

Alle Termine sind in der INKB Abfall Planer-App mit Erinnerungsfunktion 
sowie im Abfallkalender unter www.in-kb.de/abfallkalender zu finden.
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